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Beschluß 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/31, 14/232 

Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes zum Schutz des 
Bodens in Bayern 

§ 1 
Bayerisches Gesetz zur Ausführung desBundes-

Bodenschutzgesetzes 
(Bayerisches Bodenschutzgesetz - BayBodSchG) 
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Erster Teil 

Erfassung von schädlichen Bodenveränderungen und 
Altlasten, Überwachung und Gefahrenabwehr 

 
Art. 1 

Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
 
¹Die in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
genannten Personen sind verpflichtet, konkrete Anhaltspunkte 
dafür, daß eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 
vorliegt, unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen. 
²Sie haben der zuständigen Behörde auf Verlangen die zur 
Erfüllung der Aufgaben nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz 
und diesem Gesetz erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen vorzulegen. ³Die Verpflichtungen nach den Sätzen 
1 und 2 bestehen nicht, soweit sich die verpflichtete Person 
durch die Mitteilung oder Auskunft selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten aussetzen würde. 
 

Art. 2 
Erstbewertung 

 
¹Die zuständige Behörde soll Flächen, bei denen auf Grund 
von Mitteilungen nach Art. 1 Satz 1, Art. 12 Abs. 2 oder son-
stiger Erkenntnisse Anhaltspunkte dafür bestehen, daß eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, einer 
ersten Gefährdungsabschätzung (Erstbewertung) unterziehen. 
²Sie unterrichtet das Landesamt für Umweltschutz und die 
betroffene Gemeinde über das Ergebnis der Erstbewertung, 
wenn der Verdacht besteht oder feststeht, daß eine schädliche 
Bodenveränderung, von der auf Grund von Art, Ausbreitung 
oder Menge der Schadstoffe in besonderem Maße Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 
einzelnen oder die Allgemeinheit ausgehen, oder eine Altlast 
vorliegt.  
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Art. 3 
Katastermäßige Erfassung 

 
(1) Das Landesamt für Umweltschutz führt ein Kataster, in 
dem die von der zuständigen Behörde nach Art. 2 Satz 2 ge-
meldeten Flächen erfaßt werden. 
 
(2) Die zuständige Behörde unterrichtet das Landesamt für 
Umweltschutz über die Durchführung und das Ergebnis sämt-
licher Maßnahmen, die zur Untersuchung, Überwachung oder 
Sanierung der im Kataster erfaßten Flächen vorgenommen 
werden.  
 

Art. 4 
Duldungspflichten, Entschädigung 

 
(1) ¹Der Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächli-
chen Gewalt über ein Grundstück und die Betroffenen nach 
§ 12 des Bundes-Bodenschutzgesetzes sind verpflichtet, der 
zuständigen Behörde und deren Beauftragten zur Wahrneh-
mung der Aufgaben nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz 
und diesem Gesetz das Betreten der Grundstücke, Geschäfts- 
und Betriebsräume sowie die Vornahme von Ermittlungen 
und die Einrichtung von Meßstellen zu gestatten. ²Zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung ist auch der Zutritt zu Wohnräumen und die Vor-
nahme von Ermittlungen in diesen zu gestatten. ³Das Grund-
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grund-
gesetzes, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung) wird insoweit einge-
schränkt. 
 
(2) ¹Bei Ausübung der Befugnisse nach Absatz 1 ist auf die 
berechtigten Belange der Betroffenen nach § 12 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes Rücksicht zu nehmen. ²Für Schäden, die 
den Betroffenen bei Ausübung der Befugnisse nach Absatz 1 
entstehen, gilt Art. 11 Abs. 1 des Landesstraf- und Verord-
nungsgesetzes in Verbindung mit Art. 70 Abs. 1 des Polizei-
aufgabengesetzes entsprechend. 
 

Art. 5 
Ergänzende Vorschriften für schädliche Bodenveränderungen 

und Verdachtsflächen 
 
(1) Schädliche Bodenveränderungen und Verdachtsflächen 
unterliegen, soweit erforderlich und nicht abweichend oder in-
haltsgleich in anderen Rechtsvorschriften geregelt, der Über-
wachung durch die zuständige Behörde. 
 
(2) ¹Bei schädlichen Bodenveränderungen, von denen auf 
Grund von Art, Ausbreitung oder Menge der Schadstoffe in 
besonderem Maße Gefahren, erhebliche Nachteile oder 
erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allge-
meinheit ausgehen, kann die zuständige Behörde Sanie-
rungsuntersuchungen, die Erstellung eines Sanierungsplans 
und die Durchführung von Eigenkontrollmaßnahmen ver-
langen. ²Die §§ 13, 14, 15 Abs. 2 und 3 sowie § 24 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes gelten entsprechend. 

 
Art. 6 

Sachverständige und Untersuchungsstellen 
 
(1) ¹Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Um-
weltfragen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Anforderungen an die Sachkunde, Zuverlässigkeit und geräte-
technische Ausstattung der Sachverständigen und Untersu-
chungsstellen, die Aufgaben nach dem Bundes-Boden-
schutzgesetz oder nach diesem Gesetz wahrnehmen, sowie 
Art und Umfang ihrer Aufgaben und die Vorlage der Ergeb-
nisse ihrer Tätigkeit zu regeln. ²In der Rechtsverordnung 
können auch die von Sachverständigen oder den Leitern von 
Untersuchungsstellen zu erfüllenden persönlichen Vorausset-
zungen einschließlich einer Altersgrenze und sonstige bei 
Ausübung ihrer Tätigkeit einzuhaltende Verpflichtungen gere-
gelt werden. 
 
(2) ¹Sachverständige und Untersuchungsstellen, die nachwei-
sen, daß sie den in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 fest-
gelegten Anforderungen genügen, werden auf Antrag durch 
das Landesamt für Wasserwirtschaft zugelassen. ²Die Zulas-
sung kann befristet und auf bestimmte Aufgabenbereiche be-
schränkt werden. ³Das Zulassungsverfahren, die Bekanntgabe 
der zugelassenen Sachverständigen und Untersuchungsstellen 
sowie die Voraussetzungen für den Widerruf der Zulassung 
werden in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 geregelt. 
 
(3) Vergleichbare Zulassungen anderer Länder in der Bundes-
republik Deutschland gelten auch im Freistaat Bayern. 
 
 

Zweiter Teil 
Bodeninformationssystem 

 
 

Art. 7 
Zweck des Bodeninformationssystems 

 
Um die geowissenschaftlichen Grundlagen für eine nachhalti-
ge Sicherung der Funktionen des Bodens bereitzustellen, wird 
beim Geologischen Landesamt ein Bodeninformationssystem 
geführt. 
 

Art. 8 
Inhalt des Bodeninformationssystems 

 
Das Bodeninformationssystem umfaßt von staatlichen oder 
sonstigen öffentlichen Stellen erhobene Daten aus Unter-
suchungen über die physikalische, chemische und biologische 
Beschaffenheit des Bodens, die Daten der landesweit einge-
richteten Bodendauerbeobachtungsflächen und der beim 
Geologischen Landesamt eingerichteten Bodenprobenbank 
sowie deren Auswertung und sonstige geowissenschaftliche 
Daten und Erkenntnisse. 
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Art. 9 
Mitwirkungspflichten, Entschädigung 

 
¹Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächli-
chen Gewalt über ein Grundstück haben den zuständigen 
Fachbehörden und deren Beauftragten auf Verlangen die zur 
Erfüllung der Aufgaben nach Art. 8 erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. ²Sie sind auch verpflichtet, den zuständigen Fach-
behörden und deren Beauftragten das Betreten des Grund-
stücks sowie die Vornahme von Ermittlungen zu gestatten. 
³Art. 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
 

Dritter Teil 
Aufgaben und Zuständigkeit, Anordnungen, Pflichten 

der Behörden und sonstiger öffentlicher Stellen 
 

Art. 10 
Aufgaben und Zuständigkeit 

 
(1) Die zuständige Behörde hat darüber zu wachen, daß die 
Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes, dieses Ge-
setzes und der auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechts-
verordnungen eingehalten und auferlegte Verpflichtungen 
erfüllt werden; sie wird hierbei von den dem Staatsministeri-
um für Landesentwicklung und Umweltfragen nach-
geordneten Fachbehörden unterstützt. 
 
(2) ¹Zuständige Behörde im Sinn des Bundes-Bodenschutzge-
setzes, dieses Gesetzes und der auf Grund dieser Gesetze 
erlassenen Rechtsverordnungen ist die Kreisverwaltungsbe-
hörde. ²Sie beteiligt, soweit nichts anderes bestimmt ist, bei 
Fragen fachlicher Art die wasserwirtschaftliche Fachbehörde; 
diese kann insoweit von den der zuständigen Behörde nach 
Art. 1 Satz 2 und Art. 4 zustehenden Rechten und Befugnis-
sen Gebrauch machen.  
 
(3) ¹Die Vermittlung der Grundsätze der guten fachlichen Pra-
xis der landwirtschaftlichen Bodennutzung nach § 17 Abs. 1 
Satz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes obliegt den Land-
wirtschaftsbehörden. ²Das Amt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung stellt fest, ob die sich aus den Grundsätzen der guten 
fachlichen Praxis ergebenden Anforderungen an die Gefah-
renabwehr im Sinne von § 17 Abs. 3 des Bundes-Boden-
schutzgesetzes eingehalten sind. 
 
(4) 1Bei Fragen, die die landwirtschaftliche Bodennutzung be-
treffen, entscheidet die zuständige Behörde im Einvernehmen 
mit dem Amt für Landwirtschaft und Ernährung. ²Bei Fragen, 
die die forstliche Bodennutzung betreffen, entscheidet die 
zuständige Behörde im Einvernehmen mit der unteren Forst-
behörde; die den Forstbehörden obliegende Aufsicht über die 
Erfüllung der Vorsorgepflicht bei der forstwirtschaftlichen 
Bodennutzung und die sachgemäße Waldbewirtschaftung 
bleibt unberührt. 
 

(5) Das Nähere über das Zusammenwirken der in den Absät-
zen 1 bis 4 genannten Behörden regelt das Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen, soweit andere 
Staatsministerien betroffen sind, im Einvernehmen mit diesen, 
durch Verwaltungsvorschrift. 
 
(6) Bei stillgelegten Deponien nach § 36 Abs. 2 Satz 2 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes gelten bis zum Ende 
der Nachsorgephase die Zuständigkeiten nach Abfallrecht. 
 

Art. 11 
Anordnungen 

 
Die zuständige Behörde kann Anordnungen treffen, soweit 
dies zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz oder den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erge-
benden Pflichten erforderlich ist. 
 

Art. 12 
Pflichten der Behörden und sonstiger öffentlicher Stellen 

 
(1) Staat, Gemeinden, Landkreise, Bezirke und sonstige juri-
stische Personen des öffentlichen Rechts haben vorbildhaft 
dazu beizutragen, daß die Zielsetzungen und Grundsätze des 
§ 1 des Bundes-Bodenschutzgesetzes erreicht werden. 
 
(2) Die in Absatz 1 genannten öffentlichen Stellen teilen ihre 
Erkenntnisse über die Besorgnis einer schädlichen Boden-
veränderung sowie Anhaltspunkte dafür, daß eine schädliche 
Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der zu-
ständigen Behörde mit. 
 
 

Vierter Teil 
Schlußvorschriften 

 
Art. 13 

Ausgleichsleistungen bei Beschränkung der land- 
und forstwirtschaftlichen Bodennutzung 

 
(1) Über die Gewährung eines Ausgleichs nach § 10 Abs. 2 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes entscheidet die zuständige 
Behörde im Einvernehmen mit dem Amt für Landwirtschaft 
und Ernährung oder der unteren Forstbehörde.  
 
(2) Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Einzelheiten der 
Ausgleichsgewährung, insbesondere das Verfahren sowie Art 
und Umfang des Ausgleichsanspruchs, durch Rechtsver-
ordnung zu regeln.  
 

Art. 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Mit Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark kann be-
legt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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1. entgegen Art. 1 Satz 2 oder Art. 9 Satz 1 verlangte 
Auskünfte nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder Unterlagen nicht vorlegt, 

 
2. entgegen Art. 4 Abs. 1 oder Art. 9 Satz 2 das Betreten 

eines Grundstücks, eines Wohn-, Geschäfts- oder Be-
triebsraumes oder die Vornahme von Ermittlungen 
nicht gestattet oder 

 
3. einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 5 Abs. 2 in 

Verbindung mit § 13 Abs. 1 oder § 15 Abs. 2 Satz 1, 3 
oder 4 des Bundes-Bodenschutzgesetzes zuwiderhan-
delt, 

 
4. entgegen Art. 5 Abs. 2 i.V.m. § 15 Abs. 3 Satz 1 des 

Bundes-Bodenschutzgesetzes eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht. 

 
 

§ 2 
Änderung des Bayerischen Abfallwirtschafts- und Altlas-

tengesetzes 
 
Das Gesetz zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Ent-
sorgung von Abfällen und zur Erfassung und Überwachung 
von Altlasten in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts- und 
Altlastengesetz - BayAbfAlG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. August 1996 (GVBl S. 396, ber. S. 449; 
BayRS 2129-2-1-U) wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung: 

"Gesetz zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen 
Entsorgung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Ab-
fallwirtschaftsgesetz - BayAbfG)" 

 

2. Art. 16 und 17 werden aufgehoben. 

 

3. Art. 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 werden die Worte "oder sonstige Vorkeh-
rungen zu treffen, die erforderlich sind, um Beein-
trächtigungen des Wohls der Allgemeinheit zu ver-
hüten" gestrichen. 

 

b) Sätze 4 und 5 werden aufgehoben. 
 

4. Der Sechste Teil (Art. 26 bis 28) des Gesetzes wird 
aufgehoben. 

§ 3 
Änderung des Bayerischen Wassergesetzes 

 
Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (GVBl S. 822, BayRS 
753-1-U), zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 10. 
Juli 1998 (GVBl S. 403), wird wie folgt geändert: 
 
1. Art. 68a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:  

"1Die für Gewässerverunreinigungen Verantwort-
lichen haben die erforderlichen Maßnahmen zur 
Ermittlung, Eingrenzung und Beseitigung von 
Verunreinigungen durchzuführen, soweit diese 
nicht bereits durch die Vorschriften des Bundes-
Bodenschutzgesetzes und des Bayerischen Boden-
schutzgesetzes gefordert sind." 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aaa) Die Worte "oder Bodenbelastun-

gen im Sinn des Absatzes 1" 
werden gestrichen. 

 
bbb) Nummer 2 wird wie folgt er-

gänzt:  
"um eine nachhaltige oder nicht 
unerhebliche Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit, 
insbesondere eine Gefährdung 
der öffentlichen Wasserversor-
gung zu verhüten, auszugleichen 
oder zu beseitigen," 

 
ccc) Nummer 3 wird aufgehoben; die 

bisherige Nummer 4 wird Num-
mer 3. 

 
bb) In Satz 2 werden die Worte "Satz 1 Nrn. 

2, 3 oder 4" durch die Worte "Satz 1 Nrn. 
2 oder 3" ersetzt. 

 
cc) In Satz 4 werden die Worte "oder Boden-

belastung im Sinn des Absatzes 1" gestri-
chen. 

 
c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

"(4) Soweit durch den Einsatz öffentlicher Mittel 
der Verkehrswert eines Grundstücks nicht nur un-
wesentlich erhöht wird und der Eigentümer die 
Kosten hierfür nicht oder nicht vollständig getra-
gen hat, hat er einen Wertausgleich zu leisten; § 25 
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des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) in 
der jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend." 
 

2. In Art. 70 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 werden die Worte "Ge-
wässer- oder Bodenverunreinigungen" durch das Wort 
"Gewässerverunreinigungen" ersetzt. 

 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. März 1999 in Kraft. 

 

Der Präsident: 

Böhm 
 


